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Antrag 
 
 
der Fraktion der AfD         
 
 
Der sexuelle Missbrauch von Kindern ist nicht hinnehmbar – Verurteilte Pädophile und 
Kinderschänder aus der Anonymität herausholen – Einführung eines Sexualstraftäter-
registers für rechtskräftig wegen Straftaten nach §§ 176 ff. StGB verurteilte Personen  
 
I.  Ausgangslage 
 
Das Bundeskriminalamt veröffentlichte zuletzt für das Berichtsjahr 2024 das Bundeslagebild 
„Sexualdelikte zum Nachteil von Kindern und Jugendlichen“1, das einen Überblick über die 
polizeilich registrierte Kriminalitätslage bietet.  
 
Im Jahr 2024 wurden demnach insgesamt 16.354 Fälle des sexuellen Missbrauchs von Kin-
dern registriert, eine nahezu unveränderte Entwicklung gegenüber dem Vorjahr (-0,1 %). Es 
wurden 18.085 Opfer sowie 12.368 Tatverdächtige erfasst. Mehr als 95 % der Tatverdächtigen 
waren männlich. Im Bereich des sexuellen Missbrauchs von Jugendlichen wurden 1.191 Fälle 
registriert, was einem leichten Rückgang von 0,8 % gegenüber dem Vorjahr entspricht. Zu-
sätzlich verzeichnete die PKS 42.854 Fälle im Zusammenhang mit kinderpornografischen In-
halten gemäß § 184b StGB (-5,2 %) sowie 9.601 Fälle jugendpornografischer Inhalte gemäß 
§ 184c StGB (+8,5 %). Im Deliktsbereich der sexuellen Ausbeutung Minderjähriger wurden 
377 Fälle registriert, was einer Abnahme von 6,0 % gegenüber dem Vorjahr entsprach. 
 
Die im Bundeslagebild verwendete Begriffsbestimmung des sexuellen Missbrauchs zum 
Nachteil von Kindern orientiert sich an den gesetzlichen Regelungen des Strafgesetzbuches. 
Gemäß § 176 Abs. 1 StGB gelten Personen unter 14 Jahren als Kinder. Unter den Begriff des 
sexuellen Missbrauchs zum Nachteil von Kindern fallen sämtliche Straftatbestände der §§ 176 
bis 176e StGB. Hierzu zählen der sexuelle Missbrauch von Kindern (§ 176 StGB), der sexuelle 
Missbrauch von Kindern ohne Körperkontakt (§ 176a StGB), die Vorbereitung des sexuellen 
Missbrauchs von Kindern (§ 176b StGB), der schwere sexuelle Missbrauch von Kindern 
(§ 176c StGB), der sexuelle Missbrauch von Kindern mit Todesfolge (§ 176d StGB) sowie die 
Verbreitung und der Besitz von Anleitungen zu sexuellem Missbrauch von Kindern (§ 176e 
StGB).  
 
Von den insgesamt 18.085 registrierten Opfern des sexuellen Missbrauchs von Kindern waren 
73,9 % weiblich und 26,1 % männlich. In 56,9 % der Fälle bestand bereits vor der Tat eine 
nachweisbare Vorbeziehung zwischen Opfer und tatverdächtiger Person, beispielsweise im 
familiären oder sozialen Umfeld. Gleichzeitig weist das Bundeskriminalamt auf die zuneh-
mende Relevanz digitaler Tatbegehungsformen hin. Insbesondere Cybergrooming, 

 
1 https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/Lagebilder/SexualdeliktezNvKindernuJu-

gendlichen/SexualdeliktezNvKindernuJugendlichen_node.html  

https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/Lagebilder/SexualdeliktezNvKindernuJugendlichen/SexualdeliktezNvKindernuJugendlichen_node.html
https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/Lagebilder/SexualdeliktezNvKindernuJugendlichen/SexualdeliktezNvKindernuJugendlichen_node.html
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Livestreaming sowie weitere internetbasierte Formen sexueller Gewalt gewinnen im Bereich 
des sexuellen Missbrauchs von Kindern zunehmend an Bedeutung. 
 
Auch rechtskräftig wegen Straftaten nach §§ 176 ff. StGB verurteilte Personen, hier insbeson-
dere Pädophile und Kinderschänder, werden einmal aus der Haft entlassen. Für die persönli-
che Sicherheit ist das dann von Bedeutung, wenn diese Person in die Nachbarschaft zieht. 
Rechtskräftig wegen Straftaten nach §§ 176 ff. StGB verurteilte Personen unterliegen darüber 
hinaus einer erhöhten Rückfallgefahr. Internationale Studien weisen darauf hin, dass bei be-
stimmten Gruppen von Sexualstraftätern – insbesondere bei Tätern mit einer pädophilen se-
xuellen Präferenz oder weiteren einschlägigen Faktoren – ein erhöhtes Risiko einschlägiger 
Rückfälle bestehen kann. Die Rückfallwahrscheinlichkeit variiert dabei jedoch erheblich zwi-
schen den unterschiedlichen Tätergruppen.  
 
Da bei einem Teil der rechtskräftig wegen Straftaten nach §§ 176 ff. StGB verurteilten Perso-
nen aufgrund konkreter Umstände weiterhin eine erhebliche Gefahr erneuter einschlägiger 
Sexualstraftaten bestehen kann und die Opfer dieser Delikte regelmäßig Kinder sind, ist zu 
prüfen, ob unter engen gesetzlichen Voraussetzungen eine Veröffentlichung personenbezo-
gener Daten zum präventiven Schutz potenzieller Opfer ermöglicht werden kann. Der Um-
stand, dass Kinder zu den schwächsten Mitgliedern der Gesellschaft gehören, lässt eine ge-
neralpräventive gesetzliche Regelung notwendig erscheinen, die Transparenz beim Umgang 
mit diesen Straftätern dahingehend ermöglicht, dass deren Name, Foto und Anschrift auf einer 
Internetseite des Bundeskriminalamts sowie der Landeskriminalämter veröffentlicht werden.  
 
Die Veröffentlichung von Bildnissen und personenbezogenen Daten ist dem deutschen Recht 
nicht grundsätzlich fremd. So ermöglicht § 131b der Strafprozessordnung unter engen Voraus-
setzungen richterlich angeordnete Öffentlichkeitsfahndungen zur Strafverfolgung, so bei Fahn-
dungsaufrufen, wenn sich gesuchte Personen auf der Flucht befinden.   Während diese Öf-
fentlichkeitsfahndung der Strafverfolgung dient, verfolgt das vorgeschlagene Sexualstraftäter-
register ausschließlich präventive Zwecke. Ziel ist es, potenzielle Opfer unter engen gesetzli-
chen Voraussetzungen besser zu schützen und die Begehung weiterer einschlägiger Strafta-
ten zu erschweren. Für eine derartige Form der Gefahrenabwehr besteht bislang keine aus-
drückliche bundesgesetzliche Grundlage. 
 
Die Bundesrepublik Deutschland ist ein Rechtsstaat, der die persönlichen Rechte seiner Bür-
ger schützt und die staatliche Ordnung garantiert. Das gilt grundsätzlich auch für rechtskräftig 
wegen Straftaten nach §§ 176 ff. StGB verurteilte Personen. Deshalb soll mit diesem Antrag 
erreicht werden, dass eine gesetzliche Regelung geschaffen wird, die es ermöglicht, dass die 
personenbezogenen Daten dieses Personenkreises unter engen Voraussetzungen veröffent-
licht werden dürfen. 
 
Das Register sollte der Öffentlichkeit im gesetzlich vorgesehenen Umfang zugänglich sein, 
damit es diesem Täterkreis in Zukunft schwerer gemacht wird, unerkannt Kontakte zu Kindern 
zu knüpfen. Die Veröffentlichung der personenbezogenen Daten in einem bundesweiten Se-
xualstraftäterregister greift zulasten des Betroffenen in dessen Grundrechte ein, schützt aber 
die Schwächsten der Gesellschaft. Eine Veröffentlichung darf deshalb nur erfolgen, soweit sie 
im Einzelfall geeignet, erforderlich und angemessen ist, um erhebliche Gefahren weiterer ein-
schlägiger Straftaten wirksam abzuwehren. 
 
Deshalb ist eine entsprechende gesetzliche Regelung auf Bundesebene zu schaffen, die eine 
solche Veröffentlichung von personenbezogenen Daten ausnahmsweise, aber aus gutem 
Grund ermöglicht. Die Dauer der Veröffentlichung soll sich an der Schwere der Tat, der fort-
bestehenden Gefährlichkeitsprognose sowie dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit orientie-
ren und regelmäßig richterlich überprüft werden. 
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II. Der Landtag stellt fest: 
 

• dass der sexuelle Missbrauch von Kindern gravierende, teils lebenslange Folgen für die 
Opfer und deren Angehörige hat;   
 

• dass zu den kurzfristigen Folgen Angst, Scham und Schuldgefühle, Verwirrung und Ver-
trauensverlust gegenüber Erwachsenen, Schlafstörungen und Albträume, Depressionen 
oder starke Stimmungsschwankungen, Rückzug oder auffälliges Verhalten sowie Leis-
tungsabfall in der Schule gehören; 

 

• dass zu den langfristigen Folgen Posttraumatische Belastungsstörung, Depression, 
Angststörung, Schwierigkeiten, gesunde Beziehungen aufzubauen, geringes Selbst-
wertgefühl, Probleme mit Vertrauen und Bindung, ein erhöhtes Risiko für Selbstverlet-
zung oder Suizidgedanken sowie körperliche Beschwerden ohne eindeutige medizini-
sche Ursache (z. B. chronische Schmerzen) gehören; 

 

• dass Personen mit einer pädophilen sexuellen Präferenz im Durchschnitt ein höheres 
Risiko für erneute Sexualdelikte als Täter ohne diese Präferenz haben; 

 

• dass sich das sexuelle Interesse bei pädophilen Menschen auf Kinder bezieht, die sich 
vor und zu Beginn der Pubertät befinden (in der Regel 13 Jahre oder jünger); hierbei 
handelt es sich um einen besonders vulnerablen und schützenswerten Teil unserer Ge-
sellschaft, deren Schutz die höchste Priorität genießen sollte.  

 
 
III. Der Landtag fordert die Landesregierung auf, 
 

• sich auf Bundesebene dafür einzusetzen, eine gesetzliche Regelung in den geeigneten 
Rechtsnormen zu schaffen, damit unter engen materiellen und verfahrensrechtlichen 
Voraussetzungen Name, Anschrift und Foto rechtskräftig wegen Straftaten nach §§ 176 
ff. StGB verurteilter Personen in geeigneter Weise auf den Internetseiten des Bundes-
kriminalamts sowie der Landeskriminalämter veröffentlicht werden dürfen. Eine Veröf-
fentlichung soll dabei nur nach richterlicher Entscheidung erfolgen und voraussetzen, 
dass aufgrund konkreter Umstände weiterhin eine erhebliche Gefahr erneuter einschlä-
giger Straftaten besteht;  
 

• hierbei unter Berücksichtigung der Vorgaben des Grundgesetzes sowie der Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts in Anlehnung an das „US Sex Offender Re-
gistry“2 die Dauer der Veröffentlichung von der Schwere der Tat abhängig zu machen 
und der Öffentlichkeit die Möglichkeit zur Datenbankabfrage zur Verfügung zu stellen; 

 

• hierzu die Zentralstelle für die Bekämpfung von Sexualdelikten zum Nachteil von Kindern 
und Jugendlichen (BKA) mit der notwendigen bundesweiten Zuständigkeit auszustatten 
und Schnittstellen mit den jeweiligen Fachabteilungen der LKAs zu implementieren;  

 

• sich auf Bundesebene für eine weitere generelle Anhebung des Strafmaßes im Zusam-
menhang mit dem sexuellen Missbrauch von Kindern nach § 176 ff. StGB einzusetzen, 
insbesondere auch um den Abschreckungseffekt weiter zu erhöhen, sowie 

  

 
2 https://www.nsopw.gov/search-public-sex-offender-registries  

https://www.nsopw.gov/search-public-sex-offender-registries
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• sich auf Bundesebene für eine gesetzliche Klarstellung einzusetzen, wonach eine 
rechtskräftige Verurteilung wegen sexuellen Missbrauchs von Kindern regelmäßig eine 
erhebliche Kindeswohlgefährdung indiziert und bei der Entscheidung nach § 1666 BGB 
(Gerichtliche Maßnahmen bei Gefährdung des Kindeswohls) besonders zu berücksich-
tigen ist. 

 
 
 
Enxhi Seli-Zacharias   
Christian Loose 
Dr. Martin Vincentz 
 
und Fraktion 


